
jederzeit aufgerufen und in der Lage, hier eine entsprechende 
Nachbesserung vorzunehmen, aber ich halte es schlichtweg für 
unmöglich, daß wir eine Verordnung einfach zur Aufhebung 
empfehlen, ohne daß gleichzeitig eine entsprechende rechtliche 
Regelung Platz greift. Insofern muß ich hier noch einmal aus­
drücklich die Stellungnahme des Rechtsausschusses vortragen, 
die ich inhaltlich schon einmal dargestellt habe, und darum bit­
ten, daß Sie, meine verehrten Damen und Herren, bei Ihrer Ab­
stimmung über den Beschlußentwurf diese Bedenken des 
Rechtsausschusses berücksichtigen. - Ich bedanke mich.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. - Wir haben also die Beschlußvorlage des Aus­
schusses für Handel und Tourismus, die besagt, daß diese Ver­
ordnung schlicht aufgehoben werden soll; wir haben den Abän­
derungsantrag der Fraktion der F.D.P., die lediglich darum bit­
tet, diese Verordnung so zu verändern, daß sie nicht Festlegun­
gen des Gesetzes widerspricht. Das ist die Sachlage.

Wir stimmen zunächst über den Abänderungsantrag ab, Sie 
wissen wieder, wie das geht, dann haben wir, falls der angenom­
men wird, einen neuen Text daliegen, über den wir dann noch 
einmal abstimmen müssen. So ist das geschäftsordnungsmäßig.

Frage also zuerst: Wer ist dafür, daß der vom Ausschuß vorge­
legte Text durch den jetzt von der Fraktion der F.D.P. vorgeleg­
ten Text ersetzt wird?, den bitte ich um das Handzeichen. - Dan­
ke schön. Wer ist dagegen? - Eine Gegenstimme. Wer enthält 
sich der Stimme? - Einige Enthaltungen. Damit haben wir jetzt 
also die Beschlußvorlage des Ausschusses geändert, und die 
jetzt abzustimmende Beschlußvorlage lautet:

„Der Ministerrat wird beauftragt, die Verordnung vom 25. 7. 
1990 zum Gesetz zur Entflechtung des Handels in den Kom­
munen vom 6. 7. 1990 dahingehend zu ändern, daß die Ver­
ordnung nicht gegen Festlegungen des Gesetzes verstößt.“

Wer diesem Beschluß zustimmt, den bitte ich um das Handzei­
chen. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? - Eine 
Gegenstimme, wenige Enthaltungen. Damit ist das so beschlos­
sen, und der Tagesordnungspunkt 16 ist erledigt.

Jetzt kommt das, was ich vorhin angekündigt habe - die Karten 
sind da. Wir können zur Abstimmung kommen. Damit Sie aber noch 
einmal in Erinnerung haben - bitte noch einmal sitzen bleiben einen 
Moment -, will ich jetzt noch einmal genau sagen, worum es geht.

Es geht um die Abstimmung über eine Empfehlung an den 
Verwaltungsrat der Treuhandanstalt, wie sie in Drucksache Nr. 
221 aufgeschrieben ist, wobei der dritte Absatz von „Hearing ...“ 
bis „... gebracht“ aus diesem Text der Drucksache gestrichen ist. 
Damit ist, glaube ich, klar, über welchen Text wir abstimmen. 
Wir kommen zur namentlichen Abstimmung. Sie können die Ab­
stimmungskarten holen, und die Abstimmung beginnt.

(Unterbrechung der Sitzung)

Stellvertreter der Präsidentin Helm :

Verehrte Abgeordnete! Die Wahlhandlung ist beendet. Ich 
möchte Sie noch kurz darüber informieren, daß sich in der Zeit, 
wo die Auszählung erfolgt, der Haushaltsausschuß, der Rechts­
ausschuß und der Ausschuß Deutsche Einheit im Fraktionsraum 
der SPD zu einer Beratung treffen, und zwar geht es um die Klä­
rung der offenen Fragen zum Rehabilitierungsgesetz, Ich bitte, 
die Zeit zu nutzen, daß sich die Abgeordneten dort einfinden.

Meine Damen und Herren! Wir setzen die Tagung fort. Ich darf Ih­
nen das Abstimmungsergebnis mitteilen. Über den yon der Fraktion 
Bündnis 90/Grüne und der Fraktion der SPD eingebrachten Antrag - 
vorliegend in der Drucksache Nr. 121 - stimmten mit Ja 115 und mit 
Nein 160 Abgeordnete ab. Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

(Beifall bei CDU/DA)

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 17:
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Fortführung der 2. Lesung des von den Fraktionen der SPD... 

(Unruhe im Saal)

Bitte!

Dr. Gysi (PDS):

Herr Präsident! Ich gebe zu: Es ist nicht ganz ein Geschäfts­
ordnungsantrag. Aber ich halte es einfach für wichtig. Ich habe 
einen Anruf von Bärbel Bohley bekommen. Da teilt sie mit, daß 
dem Vizepräsidenten und damit dem Stellvertretenden Staats­
oberhaupt, Herrn Dr. Wolfgang Ullmann nicht mehr gestattet 
wird, die Besetzer in der Ruschestraße zu besuchen. Ich denke, 
das ist zu dringend, und deshalb meine Anfrage an den Innenmi­
nister, ob er bereit ist, dazu Stellung zu nehmen.

Stellvertreter der Präsidentin Helm:

Wenn, dann ist das eine Anfrage. Dann müßten wir generell in 
die Tagesordnung mit Zweidrittelmehrheit eine neue Frage­
stunde aufnehmen. Dann muß ich Sie bitten, das persönlich mit 
dem Innenminister abzuhandeln, aber jetzt nicht vor dem Parla­
ment.

(Beifall bei CDU/DA - 
Poppe, Bündnis 90/Grüne: Das interessiert uns aber alle!)

Im Zweifelsfalle entscheidet der Präsident. Ich bitte das indivi­
duell zu klären. Ansonsten muß mit Zweidrittelmehrheit die Ta­
gesordnung geändert werden.

(Frau Birthler, Bündnis 90/Grüne: Sie können den Minister 
bitten, fragen Sie doch den Minister!)

Bitte, noch ein Geschäftsordnungsantrag.

Anys (DSU):

Ich bitte abzustimmen und dem Antrag stattzugeben.

(Beifall)
(Dr. Diestel, Minister für Innere Angelegenheiten: Dann würde 

ich gern vor der Abstimmung Ausführungen machen.)

Stellvertreter der Präsidentin Helm :

Wenn es zur Klärung des Sachverhaltes beiträgt, bitte, Herr 
Innenminister.

Dr. Diestel, Minister für Innere Angelegenheiten:

Herr Präsident! Hochverehrter Herr Kollege Gysi! Ich habe 
heute mehrfach telefonisch mit dem Berliner Polizeipräsidenten 
die Situation in der Ruschestraße abgesprochen und habe veran­
laßt, daß die Besetzer, wie Sie es richtig gesagt haben, ständig die 
Räumlichkeiten verlassen können und ungehindert wieder Zu­
tritt erhalten, daß darüber hinaus Presse, da es sich um eine 
staatliche Einrichtung handelt, ausgeschlossen bleibt, daß aber 
Abgeordnete und sonstige Prominente in Absprache mit den 
dort Verantwortlichen ungehindert Zutritt erhalten.

Ich kann mir also den Vorgang, daß Herr Dr. Ullmann dort nicht 
reingelassen wurde, nicht erklären. Wenn es so ist, ist er gegen 
meine Weisung ferngehalten worden. Ich habe vor einer halben 
Stunde das letzte Mal mit Polizeipräsident Bachmann gesprochen, 
der mir zugesagt hat, daß solche Begehungen möglich sind. Wenn 
Herr Dr. Ullmann aber vielleicht zwanzig oder dreißig Mann mit­
hatte, dann könnte ich mir vorstellen, wird es so Zusammenhän­
gen. Wenn ich Informationen eingeholt habe über den Vorgang, 
kann ich Ihre Frage sicherlich genauer beantworten.

(Dr. Gysi, PDS: Kriege ich noch eine Antwort?)


